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1. Einleitung
Die wirtschaftliche Entwicklung einer Region wird von zahlreichen Faktoren beeinflusst, wie
zum Beispiel von der Wirtschaftsstruktur, der großräumigen Lage, den infrastrukturellen
Gegebenheiten, der Verfügbarkeit von Produktionsfaktoren und der Qualität der weichen
Standortfaktoren.1  Darüber hinaus prägen die einer Region zur Verfügung stehenden öffent-
lichen Finanzmittel die Rahmenbedingungen für die Entwicklung dieser Region. Deshalb
beeinflussen nicht nur die Allokationsentscheidungen der privaten Akteure – Haushalte und
Unternehmen – die regionale Entwicklung, sondern auch die Maßnahmen der öffentlichen
Hand. Mit Ausgaben im Bereich der Regionalpolitik verfolgt der Staat explizit räumliche
Ziele. Neben der Regionalpolitik gibt es zahlreiche Politikbereiche, die zwar keinen unmit-
telbaren Raumbezug auf der Zielebene beinhalten, die aber aufgrund ihrer Ausgestaltung
raumrelevant sind.
* Für die Unterstützung bei dem Verfassen des Aufsatzes und die Überlassung von Daten möchte ich
mich sehr herzlich bei Prof. Dr. Gisela Färber und Sandra Renn von der Deutschen Hochschule für Verwal-
tungswissenschaften Speyer bedanken. Mein Dank für hilfreiche Kommentare gilt auch einem anonymen
Gutachter und dem Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung für die Überlassung von Daten.
1 Eine Übersicht über Standortfaktoren geben Niebuhr; Stiller (2004).
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Nach Zimmermann (1995) kann man die These vertreten, dass es kaum eine staatliche
Aktivität geben dürfte, die nicht räumlich differenzierende und damit unter den Zielen einer
raumbedeutsamen Politik mehr oder minder bedeutsame Effekte aufweist.2  Denn öffentli-
che Einnahmen werden überwiegend durch Steuern in den einzelnen Teilräumen aufge-
bracht. Und öffentliche Ausgaben fließen wieder in diese Räume, u.a. über die räumliche
Verteilung öffentlicher Finanzmittel. Auch die Verordnungstätigkeit des Staates ist ein Be-
reich, der einzelne Regionen unterschiedlich beeinflusst.3  Gleiches gilt für die Staatsausga-
ben im Rahmen von Beschaffungen, von denen wegen ihres erheblichen Umfangs bedeut-
same räumlich differenzierende Effekte ausgehen dürften. Nach Meinung des Bundesamtes
für Bauwesen und Raumordnung (2000) liegt es auf der Hand, dass bei einer Staatsquote von
etwa 50% der Einfluss des öffentlichen Sektors auf die Regionen nicht vernachlässigt werden
darf. Schließlich impliziert die Höhe der deutschen Staatsquote, dass von jedem erwirtschaf-
teten Euro rund die Hälfte durch die öffentlichen Haushalte fließt und entweder mittelbar
oder unmittelbar raumstrukturelle Wirkungen hat.
Weil staatliche Ausgaben die räumliche Entwicklung auf vielfältige Art und Weise beein-
flussen, ist es möglich, dass die regionalen Wirkungen der Regionalpolitik gegebenenfalls
von anderen staatlichen Aktivitäten konterkariert werden. Dadurch könnte die Erreichung
regionalpolitischer Ziele gemildert, neutralisiert oder verhindert werden. Die Vermeidung
von der Regionalpolitik entgegenwirkenden Effekten anderer Politikbereiche setzt auch die
Kenntnisse über die regionalen Auswirkungen der Staatsausgaben voraus, die keinen expli-
ziten räumlichen Zielbezug haben. Die Berücksichtigung der räumlichen Dimension aller
Fachpolitiken kann deshalb einen Beitrag zur effizienteren Gestaltung von Regional-, Raum-
ordnungs- und Finanzpolitik leisten. Trotz der vielfältigen Zusammenhänge zwischen regio-
naler Entwicklung und Staatsausgaben spielte die Raumwirksamkeit öffentlicher Ausgaben
bis zur deutschen Wiedervereinigung außerhalb des Bereichs der Regionalpolitik in der
politischen Diskussion eine untergeordnete Rolle. Und in der Regel wurde die räumliche
Dimension des staatlichen Handels nicht in die öffentlichen Ausgabenentscheidungen ein-
bezogen. Das politische Interesse an dem regionalen Verbleib öffentlicher Mittel stieg deut-
lich nach der deutschen Wiedervereinigung und den damit einhergehenden bedeutsamen
Finanztransfers zwischen den alten und neuen Bundesländern.4
Der vorliegende Beitrag befasst sich mit der regionalen Inzidenz und Wirkungsanalyse
von Staatsausgaben in der Bundesrepublik Deutschland. Die Grundlage für die Abschätzung
der regionalen Effekte staatlicher Ausgaben stellt die regionale Zuordnung öffentlicher Aus-
gabenströme dar. Allein auf Basis der räumlichen Verteilung der Staatsausgaben können
jedoch noch keine Schlüsse hinsichtlich ihrer Einflussnahme auf die räumliche Entwicklung
gezogen werden. Basierend auf der regionalen Zuordnung der Staatsausgaben gilt es zu
analysieren, wie die Staatsausgaben die regionale Entwicklung und die Raumstruktur beein-
flussen. Eine solche Untersuchung wäre Gegenstand der regionalen Wirkungsanalyse von
2 Vgl. Zimmermann 1995: 809.
3 Zum Beispiel dürften Verordnungen im Bereich des Umweltschutzes unterschiedlichen Einfluss auf
ländliche und verstädterte Regionen haben.
4 Vgl. Baumheimer et al. 1995: 241.
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Staatsausgaben. In Abschnitt 2 werden die methodischen Anforderungen an eine regionale
Wirkungsanalyse der Staatsausgaben skizziert und eine Übersicht über vorliegende Studien
zur räumlichen Verteilung von Staatsausgaben in der Bundesrepublik Deutschland gegeben.
Abschnitt 3 greift ausgewählte Aspekte der regionalen Verteilung der raumwirksamen Bun-
desmittel für die Jahre 1991 bis 1998 auf. Die Ausführungen schließen im Abschnitt 4 mit
einem Fazit. Wegen der Komplexität des Untersuchungsgegenstandes können die folgen-
den Ausführungen nur einen Einstieg in die Thematik darstellen und keine detaillierte Analy-
se aller Facetten der räumlichen Auswirkungen öffentlicher Staatausgaben liefern.
2. Anforderungen an regionale Inzidenzanalysen und vorliegende empirische
Untersuchungen für Deutschland
2.1 Methodische Anforderungen
Bei der regionalen Inzidenzanalyse ist die Region die betrachtete Empfänger- und Geberein-
heit.5  Die regionale Inzidenzanalyse ist in Deutschland eng verbundenen mit dem Namen
Horst Zimmermann, der sich dieser Thematik in zahlreichen Veröffentlichungen gewidmet
hat.6  Im Folgenden wird das von Zimmermann entwickelte Konzept zur Analyse der regiona-
len Wirkungen öffentlicher Finanzströme in seinen Grundzügen erläutert.7  Die Ausführun-
gen beziehen sich nur auf Finanzströme, die Regionsgrenzen überschreiten. Eigenfinanzier-
te Ausgaben der Gemeinden oder die Bestandsgrößen, etwa im Bereich der Infrastruktur,
werden außer Acht gelassen. Zimmermann (1981c) berücksichtigt in seiner Analyse sowohl
in die Region einfließende als auch aus der Region abfließende Finanzmittel.
Zunächst sind für die regionale Inzidenzanalyse die betrachtete regionale Ebene, der
Untersuchungszeitraum und die berücksichtigten Zahlungsströme festzulegen. Die Analyse
der ökonomischen Effekte grenzüberschreitender Finanzströme erfordert drei Untersuchungs-
schritte:8
(1) Grundlage der Wirkungsanalyse bildet die Ermittlung einer regionalen Zahlungsvertei-
lung, in der die Entsender und Empfänger öffentlicher Finanzströme möglichst genau zu
erfassen sind.
(2) In einem nächsten Schritt ist zu untersuchen, inwieweit die regionale Verteilung der
Zahler bzw. Zahlungsempfänger mit der regionalen Verteilung der Personen, privaten
Haushalte und Unternehmen identisch ist, die im jeweiligen Zielzusammenhang von
Interesse sind. Das Ergebnis dieses Zwischenschritts, der als Analyse von „Überwälzung“
(bzw. Vorteilsverlust) betrachtet werden kann, wird in den verteilungsbezogenen Analy-
sen oft als formale Inzidenz bezeichnet.
5 Andere Inzidenzkonzepte stellen private Haushalte (personale Inzidenzanalyse), Produktionsfaktoren
(funktionale Inzidenzanalyse) oder Wirtschaftssektoren (sektorale Inzidenzanalyse) in den Mittelpunkt der
Betrachtungen.
6 Ausführungen zu der Thematik finden sich beispielsweise in Zimmermann (1972, 1978a, 1978b, 1979,
1981a, 1981b, 1981c, 1982, 1995).
7 Eine ausführliche Darstellung findet sich in Zimmermann (1981c).
8 Vgl. Zimmermann 1995: 463 ff.
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(3) Nachdem die regionale Zahlungsverteilung unter Berücksichtigung der Überwälzung
vorgenommen worden ist, sollten Zielerreichungsbeiträge und die Auswirkungen der
öffentlichen Finanzströme auf die Regionalwirtschaft ermittelt werden.
Hinsichtlich des zweiten Untersuchungsschrittes merkt Zimmermann an, dass die Be-
rücksichtigung von Vorteilsverlusten zwar methodisch angezeigt ist. Aus empirischer Sicht
dürften Vorteilsverluste jedoch relativ unbedeutend sein, so dass sie in den Wirkungsanaly-
sen vernachlässigt werden dürfen.9
Nach Zimmermann erfolgt die regionale Inzidenzanalyse – der dritte Untersuchungs-
schritt – mit Blick auf die Regionalpolitik. Zur Messung der Zielerreichungsgrade – der regio-
nalen Auswirkungen der Staatstätigkeit – können beispielsweise das regionale Einkommen,
die geschaffenen bzw. gesicherten Arbeitsplätze oder die regionale Produktionsverände-
rung zugrunde gelegt werden. Bei regional fein gegliederten Daten können auch Wirkun-
gen auf die Siedlungsstruktur verfolgt werden, indem die Analyse nach einzelnen Orten
differenziert.10
Die methodische Grundlage für die Ermittlung der regionalen Wirkungen von Staatsaus-
gaben stellen nach Zimmermann schematische Wirkungsabläufe dar, die von den einzelnen
zufließenden Einnahmen die Verbindung zu den regionalen ökonomischen Größen, etwa
zum Pro-Kopf-Einkommen oder der Beschäftigung, herstellen. Für die Festlegung der Glei-
chungsparameter können Ergebnisse regionalökonomischer Modelle, zum Beispiel von re-
gionalen Input-Output-Modellen oder Multiplikatoranalysen, herangezogen werden.11  Am
Ende einer regionalen Inzidenzanalyse steht im Idealfall die Zusammenfassung der Wirkun-
gen, die von der Gesamtheit der öffentlichen Finanzströme auf einzelne Indikatoren ausge-
hen.12
Wegen der hohen Anforderungen an die Datenverfügbarkeit und die Modellentwicklung
sind regionale Inzidenzanalysen mit zahlreichen Problemen behaftet. Schon die regionale
Zuordnung öffentlicher Finanzströme ist mit Schwierigkeiten verbunden. Solange die Mit-
telzu- und -abflüsse sich im öffentlichen Sektor bewegen, ist die Analyse zwar noch ver-
gleichsweise einfach. Die Schwierigkeiten der Erfassung der öffentlichen Finanzströme po-
tenzieren sich, je mehr öffentliche Institutionen in die Betrachtung einbezogen werden.
Üblicherweise stehen die Ausgaben und Einnahmen von Bund, Ländern und Kommunen im
Vordergrund. Daneben existieren aber zahlreiche Nebenhaushalte, deren Umfang stetig
wächst und deren Aktivitäten ebenfalls räumliche Wirkungen hervorbringen, etwa die der
Sozialversicherungsträger.13
9 Ein Vorteilsverlust läge zum Beispiel vor, wenn der Eigentümer eines Wohnhauses nicht in der Region
wohnt, in der sich seine Immobilie befindet. Erträge eventueller Mieterhöhungen aufgrund von Wohngeld-
erhöhungen fallen dann außerhalb der Region an, in die das Wohngeld ursprünglich geflossen ist (vgl.
Zimmermann: 1981a: 16).
10 Vgl. Zimmermann: 1981b: 464.
11 Vgl. Zimmermann 1995; 814.
12 Vgl. ebd.
13 Vgl. Hardt 1995: 200.
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Hohe methodische Anforderungen stellt die Modellierung der Wirkungszusammenhän-
ge zwischen regionaler ökonomischer Entwicklung und öffentlichen Finanzströmen. Gleich-
zeitig hängt die Qualität und die Aussagekraft einer regionalen Wirkungsanalyse entschei-
dend davon ab, wie gut die tatsächlichen regionalen Wirkungsabläufe in ihr erfasst werden.
Im Folgenden wird anhand einiger Beispiele dargestellt, welche Probleme die quantitative
Abschätzung regionaler Effekte von Staatsausgaben mit sich bringt.
Ausgangspunkt für die Entwicklung eines Analyserahmens zur Ermittlung der regionalen
ökonomischen Effekte von Staatsausgaben ist die Festlegung der geeigneten räumlichen
Gliederung des Untersuchungsraums. Bei der Wahl der regionalen Untersuchungsebene ist
zu berücksichtigen, dass sich die räumlichen Effekten zwischen staatlichen Aktivitäten ganz
erheblich unterscheiden können. Beispielsweise dürfte die Ansiedlung einer neuen Univer-
sität in ihren räumlichen Auswirkungen deutlich über die Reichweite der Effekte hinausge-
hen, die von dem Bau eines Kindergartens ausgehen. Deshalb kann es erforderlich sein, für
bestimmte Bereiche der Staatsausgaben unterschiedliche regionale Untersuchungseinhei-
ten zu berücksichtigen, was ein relativ flexibles Untersuchungsgerüst erfordert. Insgesamt
gilt, dass für die Wirkungsanalyse von Staatsausgaben kein allgemeingültiges Regionalsys-
tem festgelegt werden kann. Unterschiedliche Fragestellungen erfordern unterschiedliche
Regionszuschnitte, um der Reichweite der jeweiligen Effekte spezifischer Projekte oder
Fachpolitiken in dem Analyseansatz Rechnung zu tragen.
Auch die Tatsache, dass statische Betrachtungen zur Quantifizierung der ökonomischen
Effekte von öffentlichen Ausgaben in der Regel ungeeignet sind, beeinflusst die Komplexität
der Modellstruktur. Dynamische Betrachtungen sind angezeigt, weil die Wirkungen öffent-
licher Ausgaben in der Regel nicht auf die Periode beschränkt sein dürften, in der sie getätigt
werden. Vielmehr können Politikmaßnahmen des öffentlichen Sektors nachhaltigen Einfluss
auf das regionale Wachstum, die Standortqualität und den räumlichen Strukturwandel neh-
men – also langfristige Effekte nach sich ziehen.14  Idealerweise sollte bei Politikmaßnahmen
der gesamte Wirkungszeitraum im Rahmen dynamischer Betrachtungen bewertet werden.
Eine besondere Herangehensweise erfordert die Analyse der ökonomischen Effekte von
Sachausgaben, einschließlich der Investitionen.
Bei der Abschätzung der regionalökonomischen Effekte öffentlicher Sachausgaben sind
zwei Wirkungstypen zu unterscheiden. Wenn beispielsweise Verkehrsinfrastrukturinvesti-
tionen untersucht werden, dann sind zunächst die Effekte der „Leistungserstellung“ zu ermit-
teln. Darüber hinaus sind nach Durchführung der Investition „Leistungsabgabeeffekte“ rele-
vant. Zudem können die Periode, in der eine öffentliche Ausgabe getätigt worden ist und die
Periode, in der ökonomische Effekte dieser Maßnahme der öffentlichen Hand einsetzen,
zeitlich auseinander fallen.
14 Diese Einschätzung wird durch regionale Entwicklungstheorien gestützt, die implizieren, dass es zahl-
reiche Bereiche gibt, in denen die Allokationsentscheidungen des Staates die regionale Entwicklung nach-
haltig beeinflussen. Aufgrund der Pfadabhängigkeit regionaler Entwicklungsprozesse und der Bedeutung
von Lock-In-Effekten können aus öffentlichen Maßnahmen Entwicklungsvorsprünge für bestimmte Regionen
resultieren, die andere Regionen nicht aufholen können (vgl. Niebuhr; Stiller 2004).
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Ein weiterer Aspekt, der bei der Wirkungsanalyse zu berücksichtigen ist, ergibt sich da-
raus, dass sich der Wirkungsgrad sowohl bei einem Programm zwischen Regionen als auch
zwischen verschiedenen öffentlichen Ausgabenarten innerhalb einer Region unterscheiden
kann. Eine adäquate Abbildung der regionalen Effekte erfordert mithin die Modellierung
regions- und programmspezifischer Wirkungszusammenhänge. Deshalb ist die Übertragbar-
keit der Struktur eines für eine spezifische Region entwickelten Modells auf eine andere
Region nur unter Einschränkungen möglich. Zudem impliziert die Raumwirtschaftstheorie,
dass bei der Modellierung regionaler Auswirkungen von Staatsausgaben neben Finanzströ-
men auch Bestandsgrößen berücksichtigt werden sollten.15
Ferner hat die Modellstruktur dem Aspekt Rechnung zu tragen, dass aufgrund räumlicher
Interaktionen – wie interregionaler Handel und interregionale Faktormobilität – vielfältige
ökonomische Verflechtungsbeziehungen zwischen Regionen bestehen. Zum Beispiel kön-
nen Arbeitsmarktmaßnahmen über Regionsgrenzen hinaus wirken, weil Regionen durch
Arbeitskräftemobilität miteinander verflochten sind. Auch bei Infrastrukturinvestitionen –
insbesondere großräumig angelegten – ergeben sich Probleme der regionalen Zurechen-
barkeit. So können bei Verkehrsinvestitionen die regionalen Wirkungen, z.B. Erreichbarkeits-
effekte, und der Ort, an dem die Investition getätigt worden ist, räumlich sehr weit auseinan-
der fallen. Im Allgemeinen sind die ökonomischen Auswirkungen öffentlicher Ausgaben
nicht zwingend auf diejenige Region begrenzt, die sie begünstigen. Die Wirkungsanalyse
öffentlicher Ausgaben darf deshalb nicht auf die jeweilige Empfängerregion begrenzt sein,
sondern sollte Entwicklungsabhängigkeiten zwischen Regionen berücksichtigen.
Die angeführten Beispiele zeigen, dass die Abbildung von Wirkungszusammenhängen
zwischen Staatsausgaben und ökonomischer Regionalentwicklung eine komplexe Modell-
struktur erfordert. Partialanalytische Ansätze, etwa im Rahmen von Multiplikatoranalysen,
können nur einen Teil der regionalen Effekte der Staatsausgaben abschätzen. Auch in der
Studie von Zimmermann (1981a), der zwar eine sehr detaillierte Modellstruktur entwickelt
hat, sind nur ökonomische Teileffekte raumrelevanter Staatsausgaben berücksichtigt wor-
den.
Aus methodischer Sicht müsste die Quantifizierung der regionalen Auswirkungen von
öffentlichen Ausgaben auf Basis eines allgemeinen Gleichgewichtsmodells, das numerisch
umgesetzt werden kann, erfolgen. Rechenbare allgemeine Gleichgewichtsmodelle basie-
ren auf einem System von Verhaltensgleichungen, welche die Wirkungszusammenhänge
der Ökonomie abbilden und aus der ökonomischen Theorie abgeleitet werden. Für die
Bestimmung der Modellparameter, deren Größen entscheidend für die regionalen Wirkungs-
zusammenhänge sind, wird in der Regel auf empirische Schätzungen zurückgegriffen. Rele-
vant im Zusammenhang mit der Modellierung der räumlichen Auswirkungen staatlicher
Aktivitäten können auch Input-Output-Modelle sein, die typischerweise sehr disaggregiert
sind und zwischen mehreren Wirtschaftsbereichen unterscheiden. In der Regel sind Input-
Output-Modelle jedoch statisch und stellen die Verflechtungen der Wirtschaftsbereiche für
ein bestimmtes Jahr dar.
15 Nach Hardt 1995: 200 ist die Wahl zwischen Strom- und Bestandsgrößen eine kontrovers diskutierte
Frage unter Wissenschaftlern, die sich mit den Raumwirkungen öffentlicher Ausgaben beschäftigt haben.
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Ein allgemeines Gleichgewichtsmodell, das zur Quantifizierung der regionalen Effekte
von raumwirksamen Staatsausgaben geeignet wäre, sollte idealerweise auf dynamischen
Verhaltensgleichungen basieren und sektoral und regional disaggregiert sein.16  Ein solcher
Modellaufbau ist methodisch höchst anspruchsvoll und die numerische Umsetzung stellt
hohe Anforderungen an die Datenverfügbarkeit. Ein räumlich differenziertes Gleichgewichts-
modell zur Quantifizierung der räumlichen Auswirkungen von öffentlichen Maßnahmen
liegt zur Zeit für Deutschland nicht vor. Allerdings sind in jüngerer Zeit vermehrt räumliche
Gleichgewichtsmodelle entwickelt worden, die einen Ausgangspunkt für die Analyse der
regionalen Auswirkungen der raumwirksamen Bundesmittel in Deutschland darstellen könn-
ten.17
2.2 Ein Überblick über vorliegende empirische Studien
Im Raumordnungsgesetz für die Bundesrepublik Deutschland ist der umfassende Berichts-
auftrag zur Regionalisierung raumwirksamer Bundesausgaben niedergelegt. Das Gesetz for-
muliert als Auftrag: Das für die Raumordnung zuständige Bundesministerium „stellt die lang-
fristigen und großräumigen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen nach § 3 Abs. 6
zusammenfassend dar“.18  Nach § 3 Satz 6 des Raumordnungsgesetzes sind raumbedeutsa-
me Planungen und Maßnahmen „Planungen, einschließlich der Raumordnungspläne, Vorha-
ben und sonstige Maßnahmen, durch die Raum in Anspruch genommen oder die räumliche
Entwicklung oder Funktion eines Gebietes beeinflusst wird, einschließlich des Einsatzes der
hierfür vorgesehenen öffentlichen Finanzmittel.“19  Zwar fordert das Raumordnungsgesetz
keine Regionalisierung aller öffentlichen Ausgaben. Gleichwohl soll zumindest der Teil der
Ausgaben saldiert werden, dem ein raumwirksamer Charakter zugesprochen wird.20  Alles in
allem ist der gesetzliche Auftrag zur Regionalisierung der Staatsausgaben in der Bundesre-
publik Deutschland bisher nur teilweise erfüllt worden.
Seit Beginn der 60er Jahre sind für die Bundesrepublik Deutschland wiederholt Untersu-
chungen zur räumlichen Verteilung öffentlicher Finanzen durchgeführt worden. Tabelle 1
gibt eine chronologische Übersicht über die entsprechenden Studien, die betrachtete regio-
nale Ebene und die Art der analysierten Finanzströme.
Die vorliegenden Studien befassen sich in der Regel mit der Ex-post-Regionalisierung21
öffentlicher Finanzströme und beinhalten eine reine Darstellung der räumlichen Verteilung
ausgewählter öffentlicher Finanzströme. Untersuchungszeitraum, Bezugsregionen und Art
der betrachteten Ausgaben- und Einnahmeströme variieren zwischen den in Tabelle 1 aufge-
führten Fallstudien, sodass bisher kaum verallgemeinerbare Schlussfolgerungen – etwa zur
16 Zur Methodik räumlicher Gleichgewichtsmodelle vgl. Bröcker 1998.
17 So etwa das räumliche Gleichgewichtsmodell der Regional Economic Models, Inc. (REMI). Die Anwen-
dung dieses Modells für Politikanalysen ist in den USA sehr verbreitet.
18 Vgl. Raumordnungsgesetz.
19 Vgl. Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 2002: 225.
20 Vgl. Baumheimer et al. 1995: 241.
21 Siehe Seite 129.
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Tab. 1: Übersicht über Studien zu Inzidenzanalysen raumrelevanter Staatsausgaben
Quelle: Angaben bis 1994 nach Treuner; Winkelmann; Junesch 1994: 6. Ab 1994 eigene Zusammenstellung.
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langfristigen Entwicklung der regionalen Inzidenz der Staatsausgaben im Zeitablauf – gezo-
gen werden können.
Im Allgemeinen werden die regionalen Wirkungen von Staatsausgaben in den in Tabelle
1 aufgeführten Untersuchungen, mit Ausnahme der Studie von Zimmermann (1981a), nicht
systematisch berücksichtigt. Wie oben dargelegt worden ist, können auf Basis von Studien,
welche allein die räumliche Verteilung der Staatsausgaben darstellen, in der Regel keine
Rückschlüsse auf die räumlichen Wirkungen von Staatsausgaben gezogen werden. Den-
noch haben entsprechende Untersuchungen durchaus einen Informationswert, denn sie
stellen zumindest dar, in welchem Umfang und in welchem Zusammenspiel öffentliche
Mittel unterschiedlicher Programme in welche Regionen geflossen sind. Und die Erfassung
der räumlichen Verteilung öffentlicher Ausgaben stellt die Grundlage für regionale Wir-
kungsanalysen der Staatsausgaben dar. Deshalb sind die Initiativen hinsichtlich der Regiona-
lisierung von Staatsausgaben in Deutschland seit Beginn der 1990er Jahre positiv zu bewer-
ten, auch wenn regionale Wirkungsanalysen fehlen. Positiv ist ferner zu bewerten, dass
einige Bundesländer kontinuierlich eine Regionalisierung von öffentlichen Mitteln durch-
führen, z.B. Bayern bereits seit den 70er Jahren. Und Nordrhein-Westfalen hat im Jahr 1968
das Informationssystem der Datei der Zweckzuwendungen eingeführt, um Informationen
zu erhalten, die aus dem Haushaltsplan in der Regel nicht unmittelbar hervorgehen, d.h. für
welches konkrete Projekt an welchem Ort welche Mittel verausgabt wurden.22
Die Übersicht in Tabelle 1 verdeutlicht, ohne die einzelnen Studien im Detail zu betrachten,
dass es gemessen an dem Gesetzesauftrag im Raumordnungsgesetz und der quantitativen
Bedeutung der Staatsausgaben für die Regionalentwicklung nur relativ wenige empirische Stu-
dien zur regionalen Inzidenz von Staatsausgaben für die Bundesrepublik Deutschland gibt.23
Allerdings ist der Grundstein für eine kontinuierliche Regionalisierung von Staatsausgaben von
der damaligen Bundesregierung im Jahr 1995 gelegt worden. Mit dem Bericht zur Regionalisie-
rung raumwirksamer Bundesmittel ist erstmals eine zusammenfassende Darstellung ausge-
wählter raumwirksamer Politikbereiche – wie sie das Raumordnungsgesetz fordert – vorgelegt
worden. Im Raumordnungsbericht 2000 findet sich – in Fortsetzung des 1. Berichts der Bundes-
regierung zur Regionalisierung raumwirksamer Bundesmittel – eine Darstellung der regionali-
sierten Staatsausgaben für den Zeitraum 1991–1998. Zudem weist dieser Bericht, dort wo die
21 Neben den Ex-post-Untersuchungen gibt es noch zahlreiche Ex-ante-Untersuchungen zu den räumli-
chen Effekten von Staatsausgaben, die beispielsweise im Vorfeld von geplanten Großprojekten unter Betei-
ligung der öffentlichen Hand durchgeführt worden sind. Entsprechende Studien für die Bundesrepublik
Deutschland sind beispielsweise im Zusammenhang mit der Expo in Hannover, die im Jahre 2000 stattfand,
und der Bewerbung Deutschlands für die Austragung der Olympischen Spiele im Jahre 2012 entstanden.
Weil sich diese Studien jedoch auf Fallbeispiele mit sehr speziellen Bedingungen beziehen und ex ante
erstellt worden sind, tragen sie nicht zu einer generellen Kenntnisverbesserung hinsichtlich der räumlichen
Auswirkungen von Staatsausgaben bei. Darüber hinaus gibt es zu Teilbereichen der raumwirksamen Bun-
desmittel Wirkungsanalysen, die in der Tabelle 1 nicht erfasst sind, so etwa die Erfolgskontrollen der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (für eine Bewertung und Darstellung
dieses Untersuchungskonzepts siehe Lammer; Niebuhr 2002).
22 Vgl. Michel 1995: 312.
23 Für eine Bewertung der bis 1994 erstellten Studien siehe Treuner et al. 1994: 6 ff. Auch Biehl et al.
(1988) bewerten vorliegende Studien.
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Daten es zulassen, eine Darstellung der Fachpolitiken für Regionen unterhalb der Bundesland-
ebene aus.24  Eine Aktualisierung der Datenbasis durch das Bundesamt für Bauwesen und Raum-
ordnung (BBR) wird für das 1. Halbjahr 2004 erwartet.
3. Raumwirksame Staatsausgaben in der Bundesrepublik Deutschland 1991–1998
3.1 Methodischer Ansatz und Ergebnisse
Im ersten Bericht der Bundesregierung über die regionale Verteilung von Bundesmitteln im
Jahr 1995 wurde ein Teilbereich der öffentlichen Ausgaben – die „wesentlichen investiven
Leistungen“ – des Bundes für den Zeitraum von 1991 bis 1993 auf Basis der Bundesländer
zusammenfassend dargestellt.25  Im Mittelpunkt dieses Berichts stand der Vergleich zwi-
schen ost- und westdeutschen Bundesländern. Im Gegensatz zu der sehr weiten Begriffsde-
finition im Raumordnungsgesetz, nach der man fast alle staatlichen Aktivitäten als raumbe-
deutsam einordnen kann, fällt die Abgrenzung der relevanten Staatsausgaben im ersten
Bericht zur Regionalisierung von Bundesmitteln sehr eng aus. In diesem Bericht werden
unter raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen im Sinne des § 3 Abs. 6 ROG nur
investive Ausgaben verstanden.26  Investive Ausgaben in diesem Sinne kann der Staat selbst
tätigen oder er regt durch staatliche Fördermittel zu Investition an. Die Personalausgaben des
öffentlichen Sektors werden in diesen Berechnungen nicht betrachtet. Aufgrund dieser Vor-
gehensweise werden in diesem Bericht lediglich 20% der Ausgaben der beteiligten öffent-
lichen Haushalte berücksichtigt.27  Die Daten beruhen im wesentlichen auf den Angaben
der jeweiligen Ministerien.
Die Zusammenstellung raumwirksamer Bundesmittel für den Zeitraum 1991–1998 in der
entsprechenden Datenbank des Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung bezieht
sich auf Ausgaben, die verknüpft sind mit Finanzausgleichspolitik, großräumiger Verkehrspo-
litik, Wirtschaftsförderung, Arbeitsmarktpolitik, Forschung und Entwicklung, Stadtentwick-
lung und Wohnen, Agrarpolitik und Umweltpolitik (siehe Tabelle 2). Neben den raumwirksa-
men Bundesmitteln werden auch die raumwirksamen Mittel anderer Institutionen – Zahlun-
gen der Bundesanstalt für Arbeit, Finanzausgleich der Länder und Maßnahmen der EU – in
dieser Datenbank erfasst und getrennt von den raumwirksamen Bundesmitteln ausgewie-
sen. Die räumliche Bezugsebene stellen im allgemeinen die Bundesländer dar. Für Teilberei-
che der Bundespolitik, wie Arbeitsmarkt, Bildung, Gewerbliche Wirtschaft, Wohnen, Städte-
bau, Stadtverkehr, Hochschulen, erfolgt teilweise eine Regionalisierung unterhalb der Bun-
deslandebene.28  Im Raumordnungsbericht 2000 finden sich für diese Bereiche teils sehr
detaillierte und aufschlussreiche Darstellungen.29
24 Unterhalb der Bundesebene: Ausgaben für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, berufliche Bildung, Ge-
meinschaftsaufgabe Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur, ERP und KfW-Programme.
25 Vgl. Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 2002: 225.
26 Vgl. Bundesregierung 1995: 2.
27 Vgl. Baumheimer et.al 1995: 241.
28 Im Raumordnungsbericht 2000 finden sich für diese Bereiche teils sehr detaillierte und aufschlussrei-
che Darstellungen (vgl. Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 2002).
29 Vgl. Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 2002.
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Die berücksichtigten Ausgabenkategorien vereinen in etwa ein Drittel der bereinigten
Gesamtausgaben des Bundes auf sich.30  Im betrachteten Zeitraum hatte die Finanzausgleichs-
politik des Bundes (Fond Deutsche Einheit, Bundesergänzungszuweisungen, Berlin-Förde-
rung, Aufbau Ost) den mit Abstand höchsten Ausgabenanteil an den erfassten raumwirksa-
men Bundesmitteln, gefolgt von der Arbeitsmarktpolitik und der großräumigen Verkehrspo-
litik (siehe Abbildung 1).
Im Untersuchungszeitraum des Raumordnungsberichts 2000 zeigt sich bei den berück-
sichtigten raumwirksamen Bundesmitteln eine deutliche Förderungspräferenz zugunsten
der ostdeutschen Bundesländer (siehe Abbildung 2). Die ostdeutschen Bundesländer haben
im Zeitraum von 1991 bis 1998 rund 47% der gesamten raumwirksamen Bundesmittel erhal-
ten (siehe Abbildung 2), während der Bevölkerungsanteil Ostdeutschlands rund 19% ent-
spricht. Besonders hoch ist mit 80% der Anteil Ostdeutschlands an den Bundesmitteln, die
im Bereich der Wirtschaftsförderung vergeben worden sind. Der Anteil Ostdeutschlands an
der gesamten Finanzausgleichspolitik aus Bundesmitteln betrug im Betrachtungszeitraum
rund 85%.
Tab. 2: Raumwirksame Ausgabenbereiche nach Raumordnungsbericht 2000
30 Vgl. Eltges 1999: 32.
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Abb. 1: Raumwirksame Bundesmittel, 1991-1998, nach Ausgabenbereichen in Mrd. DM
Zu Abb. 1 und 2
Quelle: Raumordnungsbericht 2000: 230, eigene Darstellung;  - Wirtschaftsförderung, Forschung und
Hochschule und Stadtentwicklung: Darlehen mit Subventionsäquivalent von 4% berücksichtigt
Abb. 2: Verteilung raumwirksamer Staatsausgaben auf alte und neue Bundesländer,
1991–1998
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Abbildung 3 verdeutlicht, dass die Verfügbarkeit raumwirksamer Fördermittel pro Kopf
zwischen den Bundesländern ganz erheblich variiert – die Fördermittel pro Kopf in dem am
stärksten geförderten Land (Sachsen-Anhalt) sind mehr als sechsmal so hoch wie in dem
Land mit der niedrigsten Pro-Kopf-Förderung (Hessen). Insgesamt liegt die Pro-Kopf-Förde-
rung in den ostdeutschen Bundesländern deutlich oberhalb des Durchschnitts in Westdeutsch-
land. Aber auch in Westdeutschland gibt es zwischen Bremen – und in gewissem Maße auch
dem Saarland – auf der einen Seite und den restlichen westdeutschen Bundesländern erheb-
liche Förderungsdisparitäten.
Abb. 3: Raumwirksame Fördermittel pro Kopf in 1000 DM, 1991–1998a
a Raumwirksame Bundesmittel und raumwirksame Mittel anderer Institutionen ohne EU-Strukturpolitik
Quelle: BBR-Datenbank Raumwirksame Mittel, eigene Darstellung
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3.2 Bewertung
Die gegenwärtige Vorgehensweise bei der Regionalisierung raumwirksamer Bundesmittel
beinhaltet einige kritische Punkte, die bei der Interpretation der Ergebnisse zur regionalen
Verteilung von Bundesmitteln berücksichtigt werden sollten. Zunächst einmal wird nur ein
Teil der raumwirksamen Bundesmittel erfasst und damit nur ein Ausschnitt von den Politikbe-
reichen präsentiert, über welche der Bund die regionale Entwicklung der Bundesländer be-
einflusst. Zwar scheitert eine vollständige Erfassung der regionalen Verteilung von Bundes-
mittel an der mangelnden Datenverfügbarkeit in Teilbereichen der Bundespolitik. Würde
man die Gesamtheit der raumrelevanten Bundesmittel berücksichtigen, so könnte dies aller-
dings dazu führen, dass sich die Unterschiede in der Pro-Kopf-Förderung zwischen den Bun-
desländern verändern. Dieser Aspekt sollte sich in einer entsprechend vorsichtigen Interpre-
tation der vorliegenden Ergebnisse niederschlagen. Insgesamt eröffnet die Betrachtung von
ausgewählten Bereichen – und nicht aller raumwirksamen Bundespolitiken – die Möglich-
keit, die Ergebnisse der Regionalisierung in eine bestimmte Richtung zu beeinflussen.
Darüber hinaus ist die Auswahl raumwirksamer Bundesmittel im Raumordnungsbericht
2000 problematisch, weil sie reine Finanztransfers mit investiven Leistungen mischt. Diese
Vorgehensweise bei der Zusammenstellung raumwirksamer Bundesmittel entspricht nicht
der Aussage, die seitens der Bundesregierung wiederholt betont wurde, dass in die Regiona-
lisierung überwiegend investive Ausgaben einfließen. Im Sinne einer besseren Verwertbar-
keit der Ergebnisse sollte eine genauere Trennung nach langfristigen und großräumig be-
deutsamen Maßnahmen im Sinne des Raumordnungsgesetzes und anderen Maßnahmen
vorgenommen werden. Investitionen auf der einen Seite, etwa in die großräumige Verkehrs-
infrastruktur, und Finanztransfers an die Bundesländer (z.B. Bundesergänzungszuweisun-
gen, Leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz und der landwirtschaftlichen Sozialpoli-
tik) auf der anderen Seiten erfolgen aus unterschiedlichen Motiven und haben ganz unter-
schiedliche Wirkungen. Eine Summierung von investiven Ausgaben und Finanztransfers zu
einer Größe „Raumwirksame Fördermittel pro Kopf“31  ist deshalb wenig informativ und mag
falsche Schlussfolgerungen nach sich ziehen. Die quantitative Bedeutsamkeit der in der
Datenbank berücksichtigten Bundesmittel, die in den Bundesländern nicht direkt investiv
wirksam werden, sind erheblich. Leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz, die land-
wirtschaftliche Sozialpolitik und Bundesergänzungszuweisungen haben im Zeitraum 1991–
1998 etwa 40% der im Raumordnungsbericht 2000 ausgewiesenen raumwirksamen Bun-
desmittel ausgemacht.
Abbildung 4 verdeutlicht, dass die ausgewiesene Differenz der Pro-Kopf-Förderung zwi-
schen Ost- und Westdeutschland stark von den berücksichtigten Kategorien abhängt. Wer-
den die Bundesergänzungszuweisungen, die Leistungen nach dem Arbeitsförderungsge-
setz und Zahlungen im Rahmen der landwirtschaftlichen Sozialpolitik von raumwirksamen
Bundesmitteln pro Kopf abgezogen, so reduziert sich der Pro-Kopf-Fördervorsprung der ost-
deutschen Bundesländer für den Zeitraum 1991 bis 1998 um etwa 25% – von 21.029 DM auf
15.798 DM pro Kopf.32
31 Vgl. Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 2002: 231.
32 Berechungen auf Basis der Angaben im Raumordnungsbericht, S. 230.
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Insgesamt ist die Beschränkung der Regionalisierung der raumwirksamen Bundesmittel
auf einige Ausgabenbereiche unzureichend, um einen Eindruck von den räumlich differen-
zierten Auswirkungen der Bundespolitik zu zeichnen. Auch das Bundesamt für Bauwesen
und Raumordnung (2000) verkennt die Probleme im Zusammenhang mit einer Begrenzung
der Regionalisierung auf bestimmte Bereiche, etwa Investitionen, nicht. Neben den reinen
Staatausgaben sind auch andere staatliche Unterstützungsformen raumwirksam, wie etwa
Steuervergünstigungen und Bürgschaften des Staates. Für diese Maßnahmen ist eine Regio-
nalisierung jedoch meist nicht möglich. Zudem sollten auch die Personalausgaben des Bun-
des auf Dauer nicht aus der Regionalisierung herausgenommen werden. Denn mit der Stand-
ortpolitik für staatliche Institutionen mit entsprechenden Beschäftigungseffekten nimmt der
Staat zum Teil beachtlichen Einfluss auf regionale Entwicklungsprozesse.33  Exemplarisch hier-
für ist, dass öffentliche Arbeitsplätze in den 1970er und 1980er Jahren gezielt als Instrumente
der regionalen Strukturpolitik eingesetzt worden sind.
Abb. 4: Raumwirksame Fördermittel pro Kopf in 1000 DM, ohne Leistungen nach dem
Arbeitsförderungsgesetz, BEZ und landwirtschaftliche Sozialpolitik, 1991–1998a
33 Vgl. Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 2002.
a BEZ=Bundesergänzungszuweisungen
Quelle: Raumordnungsbericht (2000), eigene Berechungen
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Anhand der Daten für den Zeitraum 1991–1998 lässt sich ein weiterer kritischer Punkt im
Hinblick auf die Interpretation der Höhe der Pro-Kopf-Fördermittel verdeutlichen. Im Durch-
schnitt betrug die Wirtschaftsförderung pro Kopf in dem betrachteten Zeitraum in den neu-
en Ländern 1384 DM und in den alten Ländern 96 DM pro Kopf (siehe Abbildung 5).
Die Zahlen zeigen eine deutliche Förderpräferenz zugunsten der neuen Bundesländer.
Mit der Ausweisung der Fördersumme im Bereich der Wirtschaftsförderung als Indikator
muss sehr kritisch umgegangen werden. Im Zusammenhang mit der Wirtschaftsförderung
ist vielfach Kritik geäußert worden und auf mögliche Fehlallokationen im Rahmen der Wirt-
Abb. 5: Wirtschaftsförderung, pro Kopf, 1991–1998, in DMa
a Gewerbliche Wirtschaft, zinsgünstige Darlehensförderung für kleine und mittlere Unternehmen und
nach dem Umweltprogramm
Quelle: Raumordnungsbericht (2000)
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schaftsförderung in Ostdeutschland hingewiesen worden.34  Dieses Beispiel verdeutlicht,
wie wenig aussagefähig die reinen Förderzahlen sind, weil Wirkungsanalysen ganz andere
Rückschlüsse über die regionalen Auswirkungen von Bundesmitteln implizieren können als
die reinen Zahlungsströme. Im Hinblick auf die realwirtschaftlichen Auswirkungen der raum-
bezogenen Bundesausgaben lassen sich anhand der vorliegenden Regionalisierungsergeb-
nisse kaum Schlussfolgerungen ziehen. Wohl aber lassen sich die vorliegenden Ergebnisse
zur regionalen Verteilung von Bundesmitteln zu politischen Zwecken einsetzen, wie etwa
zur zahlenmäßigen Untermauerung der Förderpräferenz für Ostdeutschland.
3.3 Raumwirksame Bundesmittel und Finanzkraft der Bundesländer
Die Bundesregierung, die im Jahr 1995 den ersten Bericht zur Regionalisierung raumwirksa-
mer Bundesmittel vorgelegt hat, gelangt zu der abschließenden Schlussfolgerung, dass sich
politische Bewertungen nicht aus einer formalen Zuordnung der raumwirksamen Bundes-
mittel auf einzelne Teilräume ziehen lassen.35  Dass eine politische Bewertung nicht möglich
ist, trifft allerdings nicht ohne Einschränkungen auf die vorliegende Analyse zu. Auch ohne
die räumlichen Wirkungen der Staatsausgaben modellbasiert zu analysieren, kann aufgrund
der quantitativen Bedeutung raumwirksamer Bundesausgaben der Schluss gezogen wer-
den, dass der Bund über die räumliche Verteilung von Bundesmitteln maßgeblichen Einfluss
auf die Entwicklung innerhalb der Bundesländer nimmt. Diese Tatsache bietet Anlass zu
diskutieren, ob der Einfluss der Bundespolitik auf die räumliche Entwicklung noch im ange-
messenen Rahmen stattfindet. Politisch relevant sind darüber hinaus die Auswirkungen der
raumwirksamen Bundesmittel auf die Finanzkraft der Länder, die aus der vorhandenen Da-
tenbasis ableitbar sind. Und die Daten erlauben Rückschlüsse im Hinblick darauf, in wel-
chem Umfang Ländermittel durch die Investitionen des Bundes aufgrund von Bund-Länder-
Mischfinanzierungen gebunden worden sind. Diese beiden Aspekte werden im Folgenden
basierend auf den Daten für den Zeitraum 1991–1998 erläutert.
Über Ausgaben im Bereich der Bund-Länder-Mischfinanzierungen nimmt der Bund Ein-
fluss auf den Gestaltungsraum der Bundesländer. Nach der Verfassung hat jede staatliche
Ebene ihre Aufgaben grundsätzlich selbst zu finanzieren. Der Bund darf lediglich Aufgaben
finanzieren, für die er nach dem Grundgesetz eine ausdrückliche oder ungeschriebene Ver-
waltungskompetenz besitzt. Der Grundsatz der strikten Trennung zwischen Bund und Län-
dern erfährt jedoch Ausnahmen. So räumt das Grundgesetz dem Bund wegen seiner ge-
samtstaatlichen und -wirtschaftlichen Verantwortung Kompetenzen zur Mitfinanzierung
von Länderaufgaben ein. Hierunter fallen Zahlungen des Bundes in Verbindung mit den
sogenannten Gemeinschaftsaufgaben, Finanzhilfen und Geldleistungsgesetzen.36
Der Bund wirkt auf bestimmten „Gebieten bei der Erfüllung von Aufgaben der Länder mit,
wenn diese Aufgaben für die Gesamtheit bedeutsam sind und die Mitwirkung des Bundes
34 Vgl. Lammers 2001: 130.
35 Siehe Bundesregierung 1995: 2. Für einzelne Teilbereiche der staatlichen Ausgabenpolitik enthielten
bereits vorhergehende Raumordnungsberichte der Bundesregierung entsprechende Darstellungen und
Analysen.
36 Vgl. Bundesministerium der Finanzen 2003: 3-4.
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zur Verbesserung der Lebensverhältnisse erforderlich ist“ (Art. 91a GG). Diese so genannten
Gemeinschaftsaufgaben werden auf Basis von Bund-Länder-Mischfinanzierungen durchge-
führt. Zu ihnen zählen:37
■ Ausbau und Neubau von Hochschulen einschließlich Hochschulkliniken (Finanzierungs-
beteiligung des Bundes 50 %) (GAH)
■ Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur (Finanzierungsbeteiligung des Bundes
50 %) (GRW)
■ Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes (Finanzierungsbeteiligung des
Bundes 60 bzw. 70 %)(GAK)
Tabelle 3 stellt dar, in welchem Maße im Zuge von Gemeinschaftsaufgaben im Zeitraum
1991 bis 1998 Ländermittel aufgrund der Kofinanzierung der Bundesinvestitionen gebunden
worden sind. Insgesamt flossen 7,5% aller raumwirksamer Bundesmittel im betrachteten
Zeitraum in Gemeinschaftsaufgaben. Diese stellten in den alten Ländern 5,8 und in den
neuen Ländern 9,1% der raumwirksamen Bundesmittel dar.
Im Zeitraum 1991 bis 1998 musste im Durchschnitt pro Einwohner in den alten Bundeslän-
dern 170 DM pro Einwohner für die Finanzierung von Gemeinschaftsaufgaben aufgebracht
werden. In den neuen Bundesländer betrug dieser Beitrag 1.202 DM pro Einwohner. Damit
sind die neuen Bundesländer, deren Finanzkraft pro Kopf nach Länderfinanzausgleich noch
immer deutlich unterhalb der Finanzkraft in den alten Ländern lag, durch die Finanzierung
von Gemeinschaftsaufgaben in ihrem finanziellen Gestaltungsspielraum weit stärker einge-
schränkt worden als die alten Bundesländer. Der Anteil der Kofinanzierungen im Bereich der
Gemeinschaftsausgaben an der Finanzkraft der Bundesländer nach Finanzausgleich betrug
0,4% in den alten Ländern und 4,4% in den neuen Ländern.
Das Beispiel der Gemeinschaftsaufgaben zeigt deutlich, dass der Bund durch seine Aus-
gabenpolitik die Haushaltspolitik der Bundesländer beeinflusst. Bei den Gemeinschaftsauf-
gaben kann der Bund auf die Mittelbereitstellung und über die gemeinsame Rahmenpla-
nung in den so genannten Planungsausschüssen auch Einfluss nehmen auf die Berücksichti-
gung der von den Ländern gemeldeten Vorhaben.38  Darüber hinaus verdeutlicht das Beispiel
der Gemeinschaftsaufgaben, dass eine Interpretation der reine Ausgabenströme im Hinblick
auf die Auswirkungen auf die jeweilige Region problematisch ist. Zwar erhöhen Bundesmit-
tel im Rahmen von Gemeinschaftsaufgaben Investitionen in der jeweiligen Region. An die-
sen muss sich jedoch die Empfängerregion beteiligen, was den Haushaltsspielraum dieser
Region einschränkt.
Ein anderer Haushaltsaspekt ist die Auswirkung der raumwirksamen Bundesmittel auf die
Rangfolge der Finanzkraft der Länder. Mit der Veränderung in der Rangreihenfolge in der
Ausstattung mit Bundesmitteln unter Berücksichtigung der Zahlungen im Länderfinanzaus-
gleich hat sich Eltges (1999) für den Zeitraum 1991 bis 1997 im Rahmen des ARL-Arbeitskrei-
37 Vgl. Brümmerhoff 2001: 647.
38 Vgl. Lackmann 2003: 296.
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ses „Räumliche Auswirkungen der fiskalischen Krise in Deutschland“ beschäftigt. Er zeigt,
dass die raumwirksamen Bundesmittel in den alten Ländern zur Verstärkung der regionalen
Disparitäten in der Finanzausstattung beitragen. In den neuen Ländern wirken sie zusätzlich
finanzausgleichend. Abbildung 6 verdeutlicht, dass mit den raumwirksamen Bundesmitteln
ganz erhebliche Eingriffe in das Finanzgefüge vorgenommen werden, weil durch sie relativ
starke Veränderungen in der Rangfolge der Bundesländer nach Finanzkraft resultieren. Hes-
sen und Baden-Württemberg verschlechtern ihre Position um 12 bzw. 10 Plätze, während
Berlin und Mecklenburg-Vorpommern ihre Position um 10 Plätze verbessern.
Tab. 3: Kofinanzierung von Gemeinschaftsaufgaben in Relation zur Finanzkraft
der Bundesländer, 1991–1998
a Abgrenzung entsprechend Raumordnungsbericht 2000. Vgl Tab. 2
Quelle: Raumordnungsbericht, Statistisches Bundesamt, Bundesministerium der Finanzen. Eigene Berechnungen
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Abb. 6: Einfluss
raumwirksamer
Bundesmittel auf die
Rangfolge der Bundes-
länder nach Finanz-
kraft, 1991–1998,
in DMa
a Länderfinanzausgleich,
einschließlich Länderanteil
am Fond Deutsche Einheit
b Raumwirksame Bundes-
mittel
Quelle: Eltges 2000: 42,
eigene Darstellung
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4. Fazit
Studien über die räumliche Dimension der Staatsausgaben für die Bundesrepublik Deutsch-
land sollten im wesentlichen auf zwei Untersuchungsschritten basieren: der Erfassung des
räumlichen Verbleibs öffentlicher Finanzströme auf möglichst tiefer regionaler Ebene und
der Untersuchung der regionalökonomischen Effekte der raumwirksamen Bundesmittel.
Derzeit liegen für eine umfassende Analyse der räumlichen Effekte der Staatsausgaben
keine ausreichenden Kenntnisse über die räumliche Verteilung öffentlicher Finanzströme für
die Bundesrepublik Deutschland vor. Und einen Modellrahmen zur Untersuchung des Ein-
flusses öffentlicher Finanzströme auf die Regionalentwicklung gibt es bisher nicht. Ange-
sichts der Dimension raumwirksamer Ausgaben ist dies ein erhebliches Defizit im Hinblick
auf eine effiziente öffentliche Ausgabenpolitik.39
Mit dem ersten Bericht zur Regionalisierung raumwirksamer Bundesmittel und der Aktua-
lisierung dieser Studie im Raumordnungsbericht 2000 sind wichtige Grundsteine für eine
erweiterte Informationsbasis für die Raumordnungspolitik und andere Fachpolitiken gelegt
worden. Die Initiativen im Hinblick auf mehr Transparenz der räumlichen Dimension der
Staatsausgaben dürfen aber nicht mit diesen Ergebnissen enden. Im Hinblick auf den Geset-
zesauftrag zur Regionalisierung der Ausgaben des Bundes sollte eine kontinuierliche Daten-
erfassung in diesem Bereich gesichert werden. Zudem sollte eine schrittweise Ausdehnung
der betrachteten Ausgabenarten und eine Vertiefung der regionalen Ebene vorgenommen
werden, um die Grundlagen für regionalökonomische Analysen zu verbessern. Allein der
Ausbau der empirischen Datenbasis reicht aber nicht aus, weil die Darstellung des räumli-
chen Verbleibs der Staatsausgaben letztlich keine Antwort darauf liefert, wie die Staatstätig-
keit die Regionalentwicklung beeinflusst.
Insgesamt erschließt sich die Auswahl der bisher berücksichtigten Ausgabenkategorien
nicht vor dem Hintergrund des Gesetzesauftrags im Raumordnungsgesetz: „Das für die
Raumordnung zuständige Ministerium stellt die langfristigen und großräumigen bedeutsa-
men Maßnahmen nach § 3 Abs. 6 zusammenfassend dar“. Beispielsweise fallen Leistungen
nach dem Arbeitsförderungsgesetz keinesfalls unter diese Kategorie. Zudem wären auch für
andere Ausgabenbereiche, etwa für Teilbereiche der Personalausgaben im öffentlichen Dienst
entsprechenden Daten verfügbar, die nicht in der Datenbank erscheinen. Insgesamt wäre
eine systematischere Vorgehensweise bei der Saldierung der Fördermittel unterschiedlicher
Ausgabenbereiche wünschenswert.
Generell gilt, dass immer dann, wenn nur ausgewählte Ausgabenbereiche berücksichtigt
werden, die Möglichkeit besteht, bestimmte Ergebnisse im Hinblick auf die räumliche Ver-
teilung von Bundesmitteln zu erreichen. Deshalb ist die Interpretation der Ergebnisse einer
39 Ein eng mit dem Problem der regionalen Inzidenzanalyse verknüpftes Problem sind räumlich differen-
zierte Ausgabenkürzungen, die gerade in Zeiten knapper Kassen erheblichen Einfluss auf die regionale
Entwicklung nehmen können. Die räumliche Dimension der Haushaltskürzungen, die Regionen unter-
schiedlich stark betreffen, ist ein bisher wenig beachteter Bereich, dem in Zukunft jedoch größere politi-
sche Beachtung zukommen muss (vgl. zu dieser Thematik Akademie für Raumforschung und Landesplanung
1999). Die Notwendigkeit, in diesem Bereich in Politik umsetzbare Ergebnisse zu finden, wird im Hinblick
auf die in den nächsten Jahrzehnten zunehmende Verknappung der für Investitionen und öffentliche
Ausgaben zur Verfügung stehenden Finanzmittel an Bedeutung gewinnen (vgl. Treuner et. al 1994: 2).
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Regionalisierung von Bundesmitteln, bei der nur ausgewählte Ausgabenbereiche berück-
sichtigt werden, problematisch. Dennoch sind die Fortschritte zur Erfassung der raumwirksa-
men Bundesmittel seit Beginn der 90er Jahre des 20. Jahrhunderts alles in allem positiv zu
bewerten. Gleichwohl ist zu hinterfragen, in welchem Maße mit der bisher praktizierten
Vorgehensweise eine effizientere räumliche Allokation von Bundesmitteln erreicht werde
kann oder soll. Nach Aussagen der Bundesregierung lagen die Ursachen für die Regionalisie-
rung von Ausgaben in Teilbereichen der Bundespolitik in erster Linie im Bereich politischer
Motive im Zusammenhang mit der Wiedervereinigung. Die Aufteilung raumwirksamer Bun-
desmittel auf die Bundesländer zeigt eine deutliche Förderpräferenz für Ostdeutschland.
An einigen Beispielen wurde gezeigt, dass eine Interpretation der Ergebnisse der forma-
len Inzidenzanalyse im Hinblick auf ihre Raumwirkung problematisch ist. Zwar lassen sich
aus den Ergebnissen Rückschlüsse darauf ziehen, wie raumwirksame Bundesmittel die Fi-
nanzkraft der Bundesländer beeinflussen. Aus der alleinigen Zuordnung von Bundesmitteln
auf die regionalen Bezugseinheiten lässt sich in der Regel jedoch nicht darauf schließen, in
welchem Umfang mit der jeweiligen Maßnahme positive ökonomische Effekte aufgetreten
sind und welchen Regionen sie zugute gekommen sind.
Autoren von Studien zur regionalen Inzidenz der Staatsausgaben weisen vielfach darauf
hin, dass die Regionalisierung von öffentlichen Ausgaben mit erheblichem Aufwand verbun-
den ist. Die Erfassung der räumlichen Finanzströme stellt sich um so schwieriger dar, je tiefer
die regionale Ebene ist und je höher die Zahl von Institutionen ist, die an der regionalen
Zuteilung öffentlicher Mittel beteiligt sind. Wollen die politischen Entscheidungsträger mehr
über diesen Bereich erfahren, dann müssen Konzepte entwickelt werden, welche die Regio-
nalisierung von Bundesausgaben erleichtern. Trotz hoher Anforderungen sollte dafür Sorge
getragen werden, die regionale Zuordnung von raumwirksamen Bundesmitteln durch ent-
sprechende Programme zur Datenverarbeitung zu erleichtern. Zwar dürfte die Einführung
eines entsprechenden Systems hohe Anfangsinvestition erfordern. Wenn ein regionales
Zuordnungssystem etabliert ist – wie es in einigen Bundesländern bereits der Fall ist –, wird
der periodische Aufwand erheblich sinken. Zudem ist im Rahmen der Gemeinschaftsaufga-
ben, die seit ihrer Einführung insbesondere im Zusammenhang mit der Föderalismusdebatte
wiederholt in der Kritik stand, zu diskutieren, ob in diesem Bereich eine stärkere Kompetenz-
verlagerung auf die Länderebene möglich ist.40  Bei den Gemeinschaftsaufgaben liegt dieses
nahe, wenn die Einschätzung zutrifft, dass die Verteilungsschlüssel für die Finanzmittel der
GAH und GAK auf die Bundesländer als unplausibel, wenig transparent und zu starr empfun-
den werden.41
Vielfach entsteht der Eindruck, dass erkennbare Widersprüche zwischen Fachpolitiken
nicht unbedingt notwendig sind, sondern aus mangelnder Koordination zwischen den Res-
sorts entstehen. Ohne Kenntnisse ihrer regionalen Effekt besteht die Gefahr einer wechsel-
seitigen Kompensation von Fachpolitiken, etwa im Hinblick auf regionalpolitische Zielset-
zungen.42  Eine Maßnahmenbündelung würde Wirkungsanalysen vereinfachen, denn die
40 Vgl. Lackmann 2003: 320.
41 Vgl. Lackmann 2003: 320.
42 Vgl. Diller 1995: 264.
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Vielzahl der öffentlichen Institutionen, mit ihren unterschiedlichen Zielen und Maßnahmen,
erschwert die Zuordnung von regionalen Effekten zu Politikmaßnahmen. Regionale Wir-
kungsanalysen können deshalb einen Beitrag zur intensiveren Abstimmung zwischen den
Fachpolitiken und zur Verschlankung des gesamten öffentlichen Sektors leisten.43
Neben dem Aufbau einer Zuordnungssystematik sollte mit der Konzeption von Wirkungs-
analysen begonnen werden, auch wenn einer umfassenden Wirkungsanalyse aufgrund ho-
her Anforderungen und erheblicher methodischer Probleme Grenzen gesetzt sind. Ziel
sollte es sein, auch wenn dieses kurzfristig nicht möglich ist, langfristig ein allgemeines und
regional differenziertes Gleichgewichtsmodell zur Bewertung der räumlichen Effekte von
Staatsausgaben zu entwickeln. Diese Forderung leitet sich aus der quantitativen Bedeutung
raumwirksamer Staatsausgaben ab. Zudem haben sich die Kenntnisse auf dem Gebiet der
allgemeinen Gleichgewichtsmodellierung in den letzten Jahren erheblich verbessert und
entsprechende Modelle werden bereits in andern Bereichen zur Politikanalyse eingesetzt.
Aus den methodischen Problemen regionaler Wirkungsanalysen darf keinesfalls die Konse-
quenz gezogen werden, sich seitens der Politikvertreter nicht mit den räumlichen Auswir-
kungen der Staatsausgaben, insbesondere auch unter dem Aspekt regionalpolitischer Ziel-
setzungen, zu befassen. Auch wenn kein Gesamtmodell entwickelt werden kann, dann
sollte zumindest für Teilbereiche der öffentlichen Ausgabenpolitik, etwa für jene, deren
räumliche Auswirkungen als besonders hoch eingeschätzt werden, Analysemethoden zur
Quantifizierung der räumlichen Effekte von Staatsausgaben vorliegen.
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